
Das Schreiben des MSB in Auszügen und Kernaussagen, z.T. mit Hervorhebungen und Anmerkungen: 

 

MASKENPFLICHT / MNB / RÜCKVERFOLGUNG / HYGIENE 

 

An allen weiterführenden und berufsbildenden Schulen besteht im Schulgebäude und auf dem 

Schulgelände für alle Schülerinnen und Schüler sowie für alle weiteren Personen ebenfalls eine Pflicht 

zum Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung. Sie gilt für die Schülerinnen und Schüler an den 

vorgenannten Schulen grundsätzlich auch für den Unterrichtsbetrieb auf den festen Sitzplätzen in 

den Unterrichts- und Kursräumen. Soweit Lehrkräfte im Unterrichtsgeschehen den empfohlenen 

Mindestabstand von 1,5 Meter nicht sicherstellen können, haben auch diese eine Mund-Nase-

Bedeckung zu tragen. Sofern jedoch das Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung mit den pädagogischen 

Erfordernissen und Zielsetzungen der Unterrichtserteilung und der sonstigen schulischen Arbeit nicht 

vereinbar ist, kann die Schule vom Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung zumindest zeitweise oder für 

bestimmte Unterrichtseinheiten bzw. in Prüfungssituationen absehen. In diesen Fällen ist jedoch die 

Einhaltung der Abstandsregel mit 1,5 Meter zu beachten. Darüber hinaus gehende Ausnahmen, zum 

Beispiel aus medizinischen Gründen oder auf Grund einer Beeinträchtigung, sind möglich. 

 

Die Eltern bzw. Schülerinnen und Schüler sind dafür verantwortlich, Mund-Nase-Bedeckungen zu 

beschaffen. 

 

Von den hier insgesamt beschriebenen Regelungen zum Tragen von Mund-Nase-Bedeckungen 

dürfen die Schulen nicht mit eigenen Regelungen abweichen. 

 

Der Unterricht soll jahrgangsbezogen in Klassen, in Kursen oder festen Lerngruppen stattfinden. 

Damit der Unterricht gemäß den Vorgaben der Ausbildungs- und Prüfungsordnungen organisiert 

werden kann, können insofern klassenübergreifende feste Lerngruppen und Kurse gebildet werden 

(z.B. Religionsunterricht, Wahlpflichtbereich). Der Unterricht in der gymnasialen Oberstufe findet wie 

bisher in festen fachbezogenen Kursen statt.  

In den Räumen für den Unterricht und andere schulische Angebote soll mit Ausnahme von Ganztags- 

und Betreuungsangeboten für alle Klassen, Kurse und Lerngruppen eine feste Sitzordnung 

eingehalten und dokumentiert werden. 

Eine regelmäßige und wirksame Durchlüftung der Unterrichtsräume ist sicherzustellen. Räume, in 

denen dies nicht möglich ist, sind für den Unterricht nicht zugelassen. 

Die Schulen sollten zugleich ihre bestehenden Konzepte zur Hygiene und zum Infektionsschutz 

fortführen, sofern diese dem angepassten Schulbetrieb in Corona-Zeiten nicht entgegenstehen. 

 

SCHUTZ VON VORERKRANKTEN SCHÜLERINNEN UND SCHÜLERN ODER ANGEHÖRIGEN 

 

Grundsätzlich sind Schülerinnen und Schüler verpflichtet, am Präsenzunterricht teilzunehmen. Es 

gelten die allgemeinen Bestimmungen zur Schul- und Teilnahmepflicht. Für Schülerinnen und Schüler 

mit relevanten Vorerkrankungen sowie Schülerinnen oder Schüler,  die mit einem Angehörigen – 

insbesondere Eltern, Großeltern oder Geschwister – in häuslicher Gemeinschaft leben,  finden die am 

Textende unter A aufgeführten Bestimmungen Anwendung.  

 

VORSICHTSMAßNAHMEN BEI VERDACHT AUF COVID-19-SYMPTOMATIK 

 

Schülerinnen und Schüler, die im Schulalltag COVID-19-Symptome (wie insbesondere Fieber, 

trockener Husten, Verlust des Geschmacks-/Geruchssinns) aufweisen, sind ansteckungsverdächtig. Sie 

sind daher zum Schutz der Anwesenden gemäß § 54 Absatz 3 SchulG – bei Minderjährigen nach 

Rücksprache mit den Eltern – unmittelbar und unverzüglich von der Schulleitung nach Hause zu 

schicken oder von den Eltern abzuholen. Bis zum Verlassen der Schule sind sie getrennt 

unterzubringen und angemessen zu beaufsichtigen. Die Schulleitung nimmt mit dem Gesundheitsamt 

Kontakt auf. Dieses entscheidet über das weitere Vorgehen.  



Auch Schnupfen kann nach Aussage des Robert-Koch-Instituts zu den Symptomen einer COVID-19-

Infektion gehören. Angesichts der Häufigkeit eines einfachen Schnupfens soll die Schule den Eltern 

unter Bezugnahme auf § 43 Absatz 2 Satz 1 SchulG empfehlen, dass eine Schülerin oder ein Schüler 

mit dieser Symptomatik ohne weitere Krankheitsanzeichen oder Beeinträchtigung ihres Wohlbefindens 

zunächst für 24 Stunden zu Hause beobachtet werden soll. Wenn keine weiteren Symptome auftreten, 

nimmt die Schülerin oder der Schüler wieder am Unterricht teil. Kommen jedoch weitere Symptome 

wie Husten, Fieber etc. hinzu, ist eine diagnostische Abklärung zu veranlassen. 

 

DISTANZUNTERRICHT BEI QUARANTÄNEMAßNAHMEN 

 

Die Anwesenheit in der Schule, also die Teilnahme am Präsenzunterricht und sonstigen 

Schulveranstaltungen, ist für die Dauer einer Quarantäne ausgeschlossen; dabei ist von 14 Tagen 

auszugehen. Die zu einer Quarantäne verpflichteten Schülerinnen und Schüler erhalten 

Distanzunterricht. Sie sind auch weiterhin verpflichtet, sich auf diesen Unterricht vorzubereiten, sich 

aktiv daran zu beteiligen, die erforderlichen Arbeiten anzufertigen und die Hausaufgaben zu erledigen.  

 

NEUER RECHTLICHER RAHMEN FÜR DAS LERNEN AUF DISTANZ 

 

Die Schulen werden gebeten, die geplante Zweite Verordnung zur befristeten Änderung der 

Ausbildungs- und Prüfungsordnungen gemäß § 52 Schulgesetz, die Verordnung im Vorgriff 

anzuwenden. Wichtige Eckpunkte lauten: 

 

• Distanzunterricht ist dem Präsenzunterricht im Hinblick auf die Zahl der wöchentlichen 

Unterrichtsstunden der Schülerinnen und Schüler wie der Unterrichtsverpflichtung der 

Lehrkräfte gleichwertig. 

• Distanzunterricht soll digital erteilt werden, wenn die Voraussetzungen hierfür vorliegen. 

• Schülerinnen und Schüler erfüllen ihre Schulpflicht durch Teilnahme am Distanzunterricht. 

• Die Leistungsbewertung erstreckt sich auch auf die im Distanzunterricht vermittelten 

Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten der Schülerinnen und Schüler. Klassenarbeiten 

finden in der Regel im Präsenzunterricht statt. D.h., dass künftig Leistungen im LaD in die 

Benotung einfließen! 

• Daneben sind weitere in den Unterrichtsvorgaben vorgesehene und für den Distanzunterricht 

geeignete Formen der Leistungsbewertung möglich. 

• Die Verordnung […] wird bis zum Ende des Schuljahres 2020/2021 befristet. 

 

Mit den Mitteln aus der Zusatzvereinbarung zum Digitalpakt Schule können die Schulträger bereits 

Endgeräte für Schülerinnen und Schüler mit besonderem Bedarf beschaffen.  

 

Demnächst (nach der nächsten Schulkonferenzsitzung) wird eine Überarbeitung unseres LaD-Leitfadens 

auf unserer Homepage eingestellt werden. 

 

 

GREMIEN DER SCHULISCHEN MITWIRKUNG 

 

Mitwirkung an schulischen Prozessen und Entscheidungen muss (darf!) ermöglicht werden, dies gilt 

u.a. für Sitzungen – unter Wahrung der weiter geltenden Vorgaben des Hygiene- und 

Infektionsschutzes (Mindestabstand soweit möglich, ansonsten Maskenpflicht sowie Sicherstellung 

der Rückverfolgbarkeit). 

  



GANZTAGS- UND BETREUUNGSANGEBOTE IN DER PRIMARSTUFE UND DER SEKUNDARSTUFE I 

 

Offene und gebundene Ganztags- und Betreuungsangebote werden im Rahmen der vorhandenen 

Kapazitäten unter Beachtung des schulischen Hygienekonzeptes wieder regulär aufgenommen. 

 

PRÜFUNGEN 

 

Der Beginn der Abiturprüfungen wird im kommenden Jahr um jeweils knapp zwei Wochen verschoben. 

Die Abiturvorgaben sowie Ausbildungs- und Prüfungsordnungen gelten unverändert. 

 

 

SPORTUNTERRICHT 

 

Der Unterricht wird auch im Fach Sport möglichst in vollem Umfang wiederaufgenommen. Auf Grund 

des § 9 Absatz 7 der CoronaSchVO ist Sportunterricht, inklusive Schwimmunterricht, an Schulen 

erlaubt. Der Sportunterricht soll im Zeitraum bis zu den Herbstferien im Freien stattfinden. 

 

 

MUSIKUNTERRICHT 

 

Der schulische Musikunterricht findet in seinen unterschiedlichen Ausprägungen statt. Gemeinsames 

Singen in geschlossenen Räumen ist vorerst bis zu den Herbstferien nicht gestattet. 

 

 

SCHULFAHRTEN IN DAS AUSLAND, STORNOKOSTEN 

 

Fahrten und Exkursionen innerhalb Deutschlands können unter Beachtung der erforderlichen 

Maßnahmen zur Wahrung des Infektionsschutzes durchgeführt werden. Bei der Buchung und Planung 

ist im Vorfeld sorgfältig die Vereinbarkeit mit dem Infektionsschutz zu prüfen. 

 

 

KOSTEN BEI NICHTTEILNAHME AN EINER SCHULFAHRT ODER ABBRUCH EINER SCHULFAHRT 

 

Auf der Grundlage von Nr. 5.2 der Richtlinien für Schulfahrten sind Eltern nach verbindlicher 

Anmeldung auch bei Nichtteilnahme an der Schulfahrt oder Abbruch der Schulfahrt – z. B. wegen 

einer Erkrankung – zur Zahlung der entstandenen notwendigen Kosten verpflichtet. Auf ein 

Verschulden kommt es nicht an. Die Eltern tragen die Kosten in vollem Umfang. Die Schulen haben 

die Aufgabe, die Eltern umfassend darüber zu informieren, welche Kosten durch die Stornierung, den 

Abbruch oder die Umbuchung einer Schulfahrt auf sie zukommen können. 

 

 

CORONA-WARN-APP 

 

Die Corona-Warn-App kann bei der Eindämmung der Pandemie einen zusätzlichen Beitrag leisten, 

indem sie schneller als bei der klassischen Nachverfolgung Personen identifiziert und benachrichtigt, 

die eine epidemiologisch relevante Begegnung mit einer Corona-positiven Person hatten. Zudem hilft 

sie, den zeitlichen Verzug zwischen dem positiven Test einer Person und der Ermittlung und 

Information ihrer Kontakte zu reduzieren. 

 

Daher empfiehlt die Schulleitung die Nutzung dieser App allen am Schulleben Beteiligten. 

 

 

  



Anhang A: SCHUTZ VON VORERKRANKTEN SCHÜLERINNEN UND SCHÜLERN ODER ANGEHÖRIGEN 

 

Für Schülerinnen und Schüler mit relevanten Vorerkrankungen finden die Bestimmungen über 

Erkrankungen (§ 43 Absatz 2 SchulG) mit folgender Maßgabe Anwendung: Die Eltern entscheiden, 

ob für ihr Kind eine gesundheitliche Gefährdung durch den Schulbesuch entstehen könnte. Die 

Rücksprache mit einer Ärztin oder einem Arzt wird empfohlen. In diesem Fall benachrichtigen die 

Eltern unverzüglich die Schule und teilen dies schriftlich mit. Entsprechende Pflichten gelten für 

volljährige Schülerinnen und Schüler. 

Die Eltern bzw. die betroffenen volljährigen Schülerinnen und Schüler müssen zum einen darlegen, 

dass für die Schülerin oder den Schüler wegen einer Vorerkrankung eine erhöhte Wahrscheinlichkeit 

für einen schweren Krankheitsverlauf im Falle einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 

besteht. Bei begründeten Zweifeln kann die Schule ein ärztliches Attest verlangen und in besonderen 

Fällen ein amtsärztliches Gutachten einholen. Besucht die Schülerin oder der Schüler die Schule 

voraussichtlich oder tatsächlich länger als sechs Wochen nicht, soll die Schule ein ärztliches Attest 

verlangen und in besonderen Fällen ein amtsärztliches Gutachten einholen. Für die Schülerin oder 

den Schüler entfällt lediglich die Verpflichtung zur Teilnahme am Präsenzunterricht. Sie oder er ist 

weiterhin dazu verpflichtet, daran mitzuarbeiten, dass die Aufgabe der Schule erfüllt und das 

Bildungsziel erreicht werden kann. Hierzu gehört auch der Distanzunterricht. Die Verpflichtung zur 

Teilnahme an Prüfungen bleibt bestehen. 

 

 

SCHUTZ VORERKRANKTER ANGEHÖRIGER, DIE MIT SCHÜLERINNEN UND SCHÜLERN IN HÄUSLICHER 

GEMEINSCHAFT LEBEN 

 

Sofern eine Schülerin oder ein Schüler mit einem Angehörigen – insbesondere Eltern, Großeltern oder 

Geschwister – in häuslicher Gemeinschaft lebt und bei diesem Angehörigen eine relevante 

Erkrankung, bei der eine Infektion mit SARS-Cov-2 ein besonders hohes gesundheitliches Risiko 

darstellt, besteht, sind vorrangig Maßnahmen der Infektionsprävention innerhalb der häuslichen 

Gemeinschaft zum Schutz dieser Angehörigen zu treffen.  

Die Nichtteilnahme von Schülerinnen und Schülern am Präsenzunterricht kann zum Schutz ihrer 

Angehörigen nur in eng begrenzten Ausnahmefällen und nur vorübergehend in Betracht kommen. Dies 

setzt voraus, dass ein ärztliches Attest des betreffenden Angehörigen vorgelegt wird, aus dem sich die 

Corona-relevante Vorerkrankung ergibt. 

 

 


